
Strafrechtsergänzungsgesetz erfaßt werden. Für die 
Gerichte kommt es insbesondere darauf an, unter diesen 
Gesichtspunkten auch an die Auswertung der Schöffen­
wahl heranzugehen.

Diese Überprüfung der Arbeit zur Verbesserung des 
Arbeitsstils sollten wir mit einer Erkenntnis verbinden, 
die besonders für die Gerichte güt: Die Entwicklung, 
die in den letzten Jahren begonnen hat, ist durchaus 
geeignet, der Stellung der Gerichte im Staatsapparat 
eine neue Qualität zu geben, die ihren Arbeitsstü 
laufend stärker beeinflussen wird. Die Schöffenwahl 
dieses Jahres wird den sozialistischen Charakter der 
Gerichte weiter entwickeln. Der Anteil der unmittelbar 
in der Produktion stehenden Arbeiter an der Gesamt­
zahl der Schöffen, der im Bezirk Halle zum Beispiel 
57,7 Prozent beträgt, wird auch für die Gerichte den 
Produktionsprozeß der materiellen Güter immer mehr 
zur allgemeinen Quelle ihrer Erkenntnis unserer 
gesellschaftlichen Entwicklung im allgemeinen und zur 
Grundlage parteilicher Entscheidungen einzelner Sachen 
im besonderen machen.

Während der Vorbereitung der Schöffenwahl sind 
neue, vielseitige Beziehungen zwischen den Justiz­
organen und den verschiedenen örtlichen Organen der 
Staatsmacht hergestellt worden, die in ihrer Vielfalt 
und Besonderheit erkannt, analysiert und bewußt 
weiter entwickelt werden müssen und schon kräftige 
Sprößlinge des Neuen geworden sind.

Und schließlich wird die Wahl der Richter diese Ent­
stehung einer neuen Qualität abschließen und eine 
neue Etappe des Gerichts in der Deutschen Demo­
kratischen Republik eröffnen. Dabei muß jedoch Klar­
heit darüber bestehen, daß — genauso wenig wie bei 
den gegenwärtigen Maßnahmen zur Vervollkommnung 
des Staatsapparates die Strukturfragen — der zukünf­
tige Modus der Wahl nicht im Vordergrund steht. Ent­
scheidend ist, daß durch die Arbeit mit den Schöffen und 
die Kontakte mit den örtlichen Organen der Staats­
macht die politischen Voraussetzungen für eine Wahl 
der Richter geschaffen werden.

Wenn wir auf die Notwendigkeit hingewiesen haben, 
nicht schematisch allgemeine Forderungen zu über­
nehmen, sondern diese auf Grund exakter Prüfung auf 
unsere Verhältnisse zu konkretisieren, dann ist dies 
dringend mit einer weiteren Empfehlung zu verbinden: 
Mit dem Gesetz zur Vervollkommnung und Verein­
fachung der Arbeit des Staatsapparates entsteht neues 
Staats- und Verwaltungsrecht. Staatsanwälte und Rich­
ter müssen sich dieses Rechtsgebiet exakt aneignen und 
dürfen sich auch hier nicht auf das Nachreden einiger 
allgemeiner Thesen beschränken. Die zentralen Organe 
haben für ihre Mitarbeiter einer-gemeinsame Lektion 
vorbereitet. Sie sollten prüfen, welche Hilfe sie den 
Staatsanwälten, Richtern und Notaren in den Kreisen 
und Bezirken bei diesem notwendigen Studium leisten 
können. — Die genaue Kenntnis der neuen Arbeits­
weise und Struktur ist besonders für die Staatsanwälte 
notwendig, um die neuen Aufgaben bei der Durchfüh­
rung der Allgemeinen Aufsicht richtig zu erkennen.

Nicht zu trennen von der Entwicklung des neuen 
Arbeitsstils, der Durchsetzung einer neuen Qualität in 
der Arbeit des Staatsapparates, ist die Entwicklung des 
sozialistischen Bewußtseins. Diese Forderung bewegt 
sich in doppelter Richtung: Sie wird einmal den Mit­
arbeitern des Staatsapparates gegenüber erhoben. Die

Entwicklung des sozialistischen Bewußtseins der Bürger 
ist zugleich aber auch Aufgabe des Staatsapparates. 
Bei der Entwicklung des sozialistischen Bewußtseins 
der Mitarbeiter der Justizorgane steht die unnachsich­
tige Auseinandersetzung mit allen Erscheinungsformen 
des Liberalismus und Revisionismus nach wie vor im 
Vordergrund. Wir müssen wiederholen, daß wir solche 
Erscheinungen am häufigsten da feststellen, wo es trotz 
aller Hinweise zu keiner grundsätzlichen Auseinander­
setzung mit der Rechtsprechung des jeweiligen Gerichts 
nach dem 30. Plenum gekommen ist. Es muß auch allen 
bewußt werden, daß der Bürokratismus in der Recht­
sprechung in der Form des Formalismus und der 
Unparteilichkeit auftritt. Die Überwindung dieser 

- Schwächen im Bewußtsein von Staatsanwälten und 
Richtern, die immer wieder Quellen ernster Fehler 
werden, und eine schöpferische Anwendung des 
Marxismus-Leninismus ist für uns gerade jetzt eine 
brennende Frage. Die richtige Anwendung des Straf­
rechtsergänzungsgesetzes wird nicht gelingen, wenn die 
neuen Strafarten liberal oder formal, undialektiseh 
angewandt werden. Die zentralen Organe sollten die 
anleitende Auswertung der nach dem Strafrechtsergän­
zungsgesetz ergangenen Urteile über die Einschätzung 
„falsch — richtig“ hinaus zu einer praktischen An­
leitung im dialektischen Denken gestalten!

In seiner Rede in der Volkskammer wies Genosse 
Walter Ulbricht darauf hin, daß es den Absolventen 
der Hoch- und Fachschulen, auch denen der Deutschen 
Akademie für Staats- und Rechtswissenschaft, an 
politisch-ideologischer Erziehung fehlt. Zwar hat das 
Ministerium der Justiz der fachlichen Einführung der 
1957 neu eingestellten jungen Richter gute Aufmerk­
samkeit gewidmet. Dies gilt aber nicht im gleichen 
Maße für die Sorge um ihre politisch-ideologische Ent­
wicklung.

Schließlich zwingt die Forderung „neuer Arbeitsstil“ 
auch zu der Prüfung, ob jeder Mitarbeiter am richtigen 
Platz steht. Hier hat es zum Teil bisher an der nötigen 
Konsequenz gegenüber Mitarbeitern gefehlt, die mit 
ihren Aufgaben nicht mitgewachsen sind — eine Fest­
stellung, die vor allem in bezug auf die Berliner 
Justizorgane getroffen werden muß.

Auf die Aufgabe der Erziehung, der Entwicklung des 
sozialistischen Bewußtseins der Bürger im Zusammen­
hang mit der Durchsetzung des Strafrechtsergänzungs­
gesetzes haben wir bei der Erläuterung dieses Gesetzes 
ausführlich himgewiesen. Hier sei nur noch der Zu­
sammenhang zwischen den Grundprinzipien des Straf­
rechtsergänzungsgesetzes und denen der Vervollkomm­
nung der Arbeit des Staatsapparates hergestellt: Die 
Erziehung der Menschen, die Entwicklung ihres Be­
wußtseins, das Stützen auf das Bewußtsein — das ist 
die Grundlage beider Gesetze. Die Erkenntnis der 
Dialektik unseres Staates weist uns auf die Erkenntnis 
der Dialektik in unserem Recht hin — und das Straf­
rechtsergänzungsgesetz ist ein besonders überzeugendes 
Beispiel dafür.

Auch für die Mitarbeiter der Staatsanwaltschaft und 
der Justiz wird die Zeit der Vorbereitung des V. Partei­
tages der Sozialistischen Einheitspartei Deutschlands 
eine Zeit angespannter und verantwortungsvoller Ar­
beit sein. Es wird für sie Gelegenheit sein, unter Beweis 
zu stellen, daß das Vertrauen, das das 33. Plenum ihnen 
entgegengebracht hat, voll berechtigt ist.

Die Zukunft gehört dem Sozialismus
Von JOSEF STREIT, Berlin

In mehrtägigen Beratungen hat das Zentralkomitee 
der Sozialistischen Einheitspartei Deutschlands die 
wichtigsten prinzipiellen und taktischen Fragen der 
Politik der Partei erörtert und alle Mitglieder und 
Kandidaten aufgerufen, die Vorbereitung des V. Partei­
tages zu ihrer ureigensten Angelegenheit zu machen. 

„Der V. Parteitag wird ein Markstein in der Ent­
wicklung der politischen und moralischen Kräfte 
der Partei sein und eine große Bedeutung für die 
Festigung des sozialistischen Bewußtseins haben.

Die Anwendung der materialistischen Dialektik 
wird die Partei qualifizieren und sie befähigen, die 
werktätigen Massen noch besser von der Richtig­
keit der Politik der SED zu überzeugen“1.

Gegenwärtig ist die Hauptfrage die Erziehung der 
Menschen, sie ist das Kettenglied und entscheidend für 
unsere weitere Entwicklung und das Tempo des sozia- * 35

i Aus dem Referat des Genossen Alfred Neumann auf der-
35. Tagung des Zentralkomitees.

150


